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Resolution: „RÜCKNAHME DER GEPLANTEN LANDESKÜRZUNGEN IM SOZIALBEREICH“

Resolution

Der Kreistag Minden-Lübbecke setzt sich gegenüber der Landesregierung für eine Rücknahme 
der geplanten Kürzungen im Haushaltsentwurf 2025 bei zahlreichen sozialen Diensten und 
Angeboten in Höhe von 89 Millionen Euro ein. Sollten die Kürzungen so umgesetzt werden, 
ließe sich in vielen zentralen Bereichen nicht einmal der Status Quo aufrechterhalten. Viele 
Träger können ihre Angebote vor Ort schon heute kaum noch aufrechterhalten und müssten 
Beratungs- und Betreuungsangebote reduzieren. Die Unterstützung der vielfältigen 
ehrenamtlichen Strukturen ist ebenfalls in Gefahr.

Dieser Kahlschlag hätte konkrete Auswirkungen auf die soziale Infrastruktur im Kreis Minden- 
Lübbecke, unter anderem bei

- den Angeboten der Suchthilfe,
- der Berufseinstiegsbegleitung (Kein Anschluss ohne Abschluss — KAoA),
- der Förderung im Alter und bei Pflege,
- der Förderung von Maßnahmen zur beruflichen Inklusion von Menschen mit 
   Behinderungen,
- der Förderung des Kommunalen Integrationszentrums und des Kommunalen
   Integrationsmanagements, besonders durch die komplette Streichung des „Komm-An“- 
   Programmteils II für bedarfsorientierte Maßnahmen.

Eine finanzielle Kompensation durch den Kreis oder seine Kommunen wird vor dem Hintergrund der 
angespannten Finanzlage nur sehr schwer möglich sein.

Der Landrat wird beauftragt, diese Resolution an die Landesregierung sowie die örtlichen 
Landtagsabgeordneten zu übermitteln.

Begründung

„Wir wollen den sozialen Zusammenhalt in einer sich wandelnden Gesellschaft stärken", ist im NRW-
Koalitionsvertrag von CDU und Bündnis 90/Die Grünen zu lesen. Sollten die Einsparungen mit dem 
Landeshaushalt beschlossen werden, wäre das Gegenteil der Fall.

Wir sind daher zutiefst besorgt über die von der Landesregierung eingeleitete Sparpolitik im 
sozialen Bereich und fordern nachdrücklich eine Kurskorrektur. Diese Politik der 
Landesregierung gefährdet die soziale Infrastruktur vor Ort und im ganzen Land.

Gerade in der aktuellen Zeit, in der antidemokratische Kräfte immer stärker werden und die 
soziale Ungleichheit wächst, brauchen wir Investitionen in die Zukunft und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt!


